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Meinem  Vater 





"But a constitution is not intended to embody a 
part icular economic theory, whether of paternalism 
and the organic relat ion of the citizen to the State 
or of laissez faire. I t is made for people of funda-
mental ly dif fer ing  views, and the accident of our 
f inding certain opinions natural and famil iar or 
novel and even shocking ought not to conclude our 
judgment upon the question whether statutes em-
bodying them conflict w i t h the Constitution . . 

Justice Holmes in Lochner v. New York, 
198 U.S. 45, 75 (1905), dissenting 
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Einleitung 

Die um die Jahreswende 1973/74 einsetzende weltwirtschaftliche Re-
zession, strukturelle Anpassungsschwierigkeiten einzelner Wirtschafts-
zweige an veränderte Rahmenbedingungen, anhaltende arbeitsmarkt-
politische Probleme und nicht zuletzt ein erhöhtes Umweltbewußtsein 
haben in den zurückliegenden Jahren in der politischen und sozialwis-
senschaftlichen Diskussion zu einer Reihe von Vorschlägen geführt, 
private Investitionen in einem größeren Maße als bisher einer staat-
lich-gesellschaftlichen Einflußnahme zu unterwerfen.  Al le in diesem 
Zusammenhang entwickelten Konzeptionen gleichen sich darin, daß sie 
unternehmerische Investitionsentscheidungen auf vorgegebene w i r t -
schaftspolitische Ziele ausrichten und bei grundsätzlicher Beibehaltung 
der privaten Investitionsinitiative einen Mittelweg zwischen einer pr i -
mär marktwirtschaftlichen  Ordnung und einer Zentralverwaltungs-
wirtschaft  einschlagen wollen. Gegenstand einer verfassungsrechtlichen 
Untersuchung kann nicht die politische Wünsch- oder Machbarkeit 
eines solchen sog. „Dr i t ten Weges" durch Einführung einer wie immer 
gearteten Investitionslenkung sein1. Vielmehr geht es darum, die vom 
Grundgesetz gezogenen Grenzen, aber auch die verfassungsrechtlichen 
Möglichkeiten einer staatlichen Steuerung der privaten Investitions-
tätigkeit aufzuzeigen. Die Frage der politischen Eignung und Durch-
setzbarkeit einer so gefundenen Lösung w i rd dagegen vom Verfas-
sungsrecht nicht beantwortet. Sie kann nur Inhalt der Entscheidung 
des von einer demokratischen Mehrheit getragenen Gesetzgebers sein, 
für die die Verfassung jedoch den Rahmen absteckt. 

Rechtliche Überlegungen haben in der politischen Diskussion, die 
heute im wesentlichen noch unter dem Gesichtspunkt einer Verbesse-
rung des strukturpolitischen Instrumentariums fortgeführt  wird, nur 
eine untergeordnete Rolle gespielt. Wenn sie Erwähnung gefunden 
haben, sind sie regelmäßig mi t politischen und sozioökonomischen Ar -
gumenten aufs engste verbunden oder gar vertauscht worden, um je 
nach der eigenen politischen Einstellung bestimmte Schlußfolgerungen 
zu gestatten. Damit t r i f f t  auch auf die Auseinandersetzung um Fragen 

1 Vgl. dazu vor al lem Ota Sik, Der dr i t te Weg, Hamburg 1973; ders., A r -
gumente für den Dr i t ten Weg, Hamburg 1973; ders., Marktwir tschaft  ohne 
Kapitalismus, in : Fricke / Geißler (Hrsg.), Demokratisierung der Wirtschaft, 
Hamburg 1973, S. 283 (302 ff.). 

2 Wiegel 
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einer Investitionssteuerung zu, was Ipsen2 schon 1965 für die in den 
Wirtschaftswissenschaften  geführte Planungsdiskussion festgestellt hat: 
„Daß Staatshandeln und privates Wirtschaften sich ausschließlich im 
Rahmen der geltenden Rechtsordnung legal vollziehen können, er-
scheint ökonomisch unerheblich oder weithin uninteressant . . . — diese 
Voraussetzung w i rd schlechthin nicht gesehen, oder die Voraussetzung 
notwendiger Legalität w i rd (stillschweigend) als beliebig manipulier-
bar behandelt — als ob ökonomische Bejahung oder Verneinung einer 
Wirtschaftsplanung im rechtsleeren Raum zulässig oder beliebig legali-
sierbar (oder auch als il legal zu verurteilen) se i . . . " . 

Die verfassungsrechtliche  Literatur hat sich, sofern sie die Investi-
tionslenkungsdiskussion zur Kenntnis genommen hat, bisher überwie-
gend mi t allgemein gehaltenen Stellungnahmen begnügt. So meint 
Scholz 3, eine „Preis- und Investitionskontrolle griffe  an die Grundlagen 
der wirtschaftlichen Privatautonomie schlechthin. Sie implizierte fast 
zwangsläufig den partiellen Umschlag zur Zentralverwaltungswirt-
schaft". Nach Stern 4 leuchtet es unmittelbar ein, „daß eine staatliche 
Investitionslenkung das System des Marktes und der Individualfreiheit 
im Kern treffen  muß. Der Schritt von zentraler Lenkung zu einer So-
zialisierung der Produktionsmittel ist alsdann nur noch ein graduel-
ler. . . . Investitionslenkung tastet den Primat freier,  privatautonom 
gebildeter wirtschaftlicher  Betätigungsfreiheit,  insbesondere der Unter-
nehmerinitiative, wie sie die Grundrechte der Art . 2, 9, 12, 14 GG ent-
halten, substantiell an. In ihrer Folge w i rd eine Reihe anderer Frei-
heiten, wie Konsum- und Arbeitsplatzfreiheit,  rasch in sich zusam-
menstürzen". Für Badura 5 ist es schließlich „schwer vorstellbar, wie 
bei gegebener Wirtschaftslage eine Investitionskontrolle als allgemei-
nes und reguläres Instrument der Wirtschaftsverwaltung  verfassungs-
rechtlich zu rechtfertigen  wäre"®. 

Die Verfassungsmäßigkeit  oder -Widrigkeit einer staatlichen Ein-
wirkung auf private Investitionsentscheidungen läßt sich angesichts 
der Verschiedenartigkeit der zu erörternden Ansätze jedoch nicht ge-
nerell, sondern nur aufgrund der Analyse einzelner Lenkungsverfahren 
beurteilen7. Für die nachfolgende Untersuchung sind daher vier in der 
politischen Auseinandersetzung entwickelte Modelle ausgewählt wor-

2 Ipsen, Planung I , S. 35 (41 f.). 
3 Scholz, Grenzen staatlicher Akt iv i tä t , S. 130 f. 
4 Stern, FamRZ 1976, S. 129 (131). 
5 Badura, JuS 1976, S. 205 (213). 
6 Vgl. außer den genannten Autoren noch Rüfner,  DVB1. 1976, S. 689 (695); 

Papier, VVDStRL 35 (1977), S. 55 (101); sowie die positiveren Stellungnahmen 
von Badura, JuS 1976, S. 205 (212); ders., Festschrift  für Ipsen, S. 367 (382); 
Saladin, VVDStRL 35 (1977), S. 7 (25); Steindorff,  S. 120 ff.,  137 f. 

7 So woh l auch Badura, JuS 1976, S. 205 (212 f.). 
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den, die die Hauptrichtungen der Investitionslenkungsdiskussion wider-
spiegeln und deshalb für die Behandlung der mi t einer staatlichen 
Investitionssteuerung verbundenen verfassungsrechtlichen  Fragen be-
sonders geeignet sind8. Trotz der Beschränkung auf bestimmte Modelle 
steht die Arbeit vor der Schwierigkeit, daß investitionslenkende Ein-
griffe  bislang fast ausschließlich unter dem Aspekt politisch-ökono-
mischer Zweckhaftigkeit diskutiert worden sind und die Funktions-
weise der Lenkungsverfahren  häufig lediglich umrißhaft  erkennbar 
ist. Manche verfassungsrechtlich  interessante Frage, die bei einem 
höheren Konkretisierungsgrad der Modelle zu beantworten wäre, muß 
daher offenbleiben  oder kann nur in Grundzügen behandelt werden. 

Die Verwirkl ichung zumindest einiger Modelle erforderte  schließ-
lich eine gegenüber dem gegenwärtigen Stand deutlich verbesserte 
Prognosefähigkeit.  Zwar finden gesamtwirtschaftliche wie sektorale 
Prognosen und Projektionen schon nach geltendem Wirtschaftsrecht 
in erheblichem Umfang Anwendung9. Sie tragen jedoch zur Lösung 
quantitativer wirtschaftspolitischer  Probleme noch wenig bei, und ihre 
Verläßlichkeit n immt stark ab, je länger der Prognosezeitraum, je 
größer die Zahl der zu berücksichtigenden Variablen und je höher 
der Disaggregationsgrad der Prognose ist10. Gegen eine Investitions-
lenkung ist daher eingewandt worden, die ökonometrischen und sta-
tistischen Methoden zur Erstellung langfristiger  wirtschaftlicher  Pro-
gnosen und Planungen seien derzeit noch so unzulänglich, daß stark 
disaggregierte Vorausschätzungen nicht oder nur mi t schwerwiegenden 
Fehlern erstellt werden könnten. Eine staatliche Steuerung erhöhe 
deshalb die Gefahr,  daß Investitionen branchenweit oder gar gesamt-
wirtschaftlich entgegen dem tatsächlichen Bedarf  geplant und gelenkt 
würden11. 

Besonders umstritten ist die Zuverlässigkeit branchenbezogener Pro-
jektionen, die bei Einführung investitionslenkender Verfahren  als 
Grundlage unternehmerischer Investitionsentscheidungen wie staat-
licher Lenkungsakte unverzichtbar erschienen12. Die Bundesregierung 
vertr i t t insoweit die Ansicht, da in einer weltwirtschaftlich eingebunde-

8 s. zu den Modellen unten 6. Kapitel . 
9 Vgl. etwa die Jahresprojektionen in den Jahreswirtschaftsberichten  der 

Bundesregierung, s. z .B. die Jahresprojektion 1978, Anlage I zum Jahres-
wirtschaftsbericht  1978 (Bundestagsdrucksache 8/1471), Zi f fer  7—19, sowie die 
zuletzt 1972 veröffentlichte  „Projekt ion der mittel fr ist igen Wirtschaftsent-
wicklung i n der Bundesrepublik bis zum Jahre 1976" i m Jahreswirtschafts-
bericht 1972 (Bundestagsdrucksache VI/3078), Zif fer  73—75 und unten 3. K a -
pi tel I 2, I I 2; 4. Kapi te l I I , I I I 1. 

1 0 Höller, S. 69 f.; Pütz, S. 17, 157 f., 194 ff. 
1 1 Issing, S. 49, 55; Sarrazin, S. 65 f., 68 f.; Vogel, Aus Pol i t ik und Zeitge-

schichte, Β 48/1975, S. 25 (33); Voigtländer, S. 58 f., 61. 
1 2 Vgl. Höller, S. 69 f. 
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